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1. Einleitung

Im September 2006 ist die rechtsextremistische NPD
erstmals in den Landtag von Mecklenburg-Vorpommern mit
7,3 Prozent der abgegebenen Stimmen gewahlt worden.
Seit der Kommunalwahl 2009 verfugt die Partei Uber 62
Mandatstrager (2004: 10) in den Kommunalparlamenten des
Landes. Die NPD-Hochburgen befinden sich vornehmlich

an den Landesgrenzen zu Polen und Schleswig-Holstein.
Anders als in anderen Bundeslandern finden sich in den
Reihen der rechtsextremen Partei besonders viele Anhanger
der sogenannten freien Kameradschaften. Diese Broschure
will Uber die Geschichte der NPD informieren und gibt Hand-
lungsempfehlungen fur die demokratische Auseinanderset-
zung mit den Rechtsextremisten.

2. Die Geschichte der NPD

2.1. Die Bundespartei

Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) wur-
de am 28. November 1964 gegrindet und ist damit die
alteste rechtsextremistische Partei in der Bundesrepublik. Zu
den Grundungsmitgliedern zahlten Vertreter der Deutschen
Partei, der Gesamtdeutschen Partei/Bund der Heimatver-
triebenen und Entrechteten sowie der Deutschen Reichs-
partei. Mit der Grindung der NPD wurde beabsichtigt, das
zersplitterte rechtsextremistische Lager unter einem Dach zu



bdndeln. Inhaltlich stand die Partei der NSDAP und der 1952
durch das Bundesverfassungsgericht verbotenen Sozialisti-
schen Reichspartei (SRP) nah.

Unter ihrem zweiten Vorsitzenden, Adolf von Thadden, wollte
sie sich als eine national orientierte Partei am rechten Flugel
des Parteienspektrums darstellen. Die freiheitlich-demokrati-
sche Grundordnung der Bundesrepublik wurde anerkannt.

Thadden fuhrte die rechtsextreme Partei zwischen 1967 und
1968 in sieben Landesparlamente.

Bei der Bundestagswahl am 28. September 1969, zu der sie
mit der Parole ,Sicherheit durch Recht und Ordnung® ange-
treten war, verfehlte die NPD mit 4,3 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen den Einzug in den Bundestag.

Das Scheitern leitete eine Phase des Niedergangs ein. So
sank die Mitgliederzahl in den folgenden Jahrzehnten von
ca. 28.000 auf 2.800 Mitte der Neunziger Jahre.

Mit der Wahl des damaligen bayerische Landesvorsitzenden
Udo Voigt 1996 zum Vorsitzenden der Bundespartei, wandel-
te sich die NPD von einer traditionellen rechtsextremistischen
Wahlpartei hin zu einer Partei, die sich seitdem als Avantgar-
de einer nationalistischen Protestbewegung versteht. Voigt
richtete die Partei neu aus und entwickelte die so genannte
,orei Saulen Strategie” mit dem ,Kampf um die Kopfe®, dem
~,Kampf um die Parlamente® und dem ,Kampf um die Stral3e“.



Drei Saulen Strategie:

~,Kampf um die Stral3e“

Richtet sich an die militanten Kreise des rechtsextremen
Spektrums, vornehmlich auch an die parteifernen Krafte und
meint die Prasenz im offentlichen Raum durch Demonstratio-
nen und Propagandaaktionen, wie Kranzniederlegungen an
Kriegerdenkmalen mit dem Ziel diese Krafte an die Partei zu
binden und medial Aufmerksamkeit zu erzeugen.

~,Kampf um die Kopfe*

Neben der Schulung der eigenen Kader und Anhanger sol-
len niederschwellige, scheinbar unpolitische Angebote wie
FuBballturniere, Wanderungen, Kinderfeste und das Verteilen
von Info-Materialien, CDs und Zeitungen den ideologischen
Zugang erleichtern und die Akzeptanz der Partei innerhalb
der Bevolkerung erhohen.

~-Kampf um die Parlamente”

Durch die Verankerung und Arbeit in Gemeindeparlamenten
verbindet sich die Hoffnung der Steigerung des Bekannt-
heitsgrades Einzelner. Damit, so glauben die NPD-Strategen,
erhohten sich auch langfristig die Wahlchancen bei Landes-
und Bundestagswahlen um im Erfolgsfall das parlamentari-
sche System von Innen her zu beseitigen.



Der ehemalige Bundeswehr-Offizier Voigt offnete die Par-

tei fur eine Zusammenarbeit mit Neonazis und Skinheads.
Derzeit bewegt sich die Mitgliederzahl bei ca. 6.800 (Verfas-
sungsschutzbericht des Bundes 2009). Nicht zuletzt als
»1ribut” an die neugewonnene aktionistisch orientierte
Klientel, radikalisierte sich der politische Kurs der NPD.
Nachdem im Jahr 2003 das Bundesverfassungsgericht aus
prozessualen Grunden das 2001 von Bundesregierung,
Bundestag und Bundesrat angestrengte Parteiverbotsverfah-
rens eingestellt hatte, radikalisierte sich die neonazistische
Szene weiter. Fuhrende Kader lassen keinen Zweifel daran,
dass sie die parlamentarische Demokratie und die freiheitlich
demokratische Grundordnung abschaffen und durch eine
,Volksgemeinschaft® nach dem Vorbild des Dritten Reiches
ersetzen wollen.

Auf dem Bundesparteitag 2004 erweiterte die NPD ihr ,Drei
Saulen Konzept® um eine weitere Komponente, den ,Kampf
um den organisierten Willen®.

.Kampf um den organisierten Willen*

Bezeichnet den Versuch das gesamte Spektrum des ,na-
tionalen Widerstand® von Republikanern bis hin zu rechts-
extremistischen Skinheads unter Fuhrung der NPD in einer
»Volksfront von rechts® zu einen.

Erstmals nach 36 Jahren schaffte die NPD im Jahr 2004 bei
der sachsischen Landtagswahl mit 9,2 Prozent wieder den
Einzug in ein Parlament. Einen weiteren Wahlerfolg mit
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7,3 Prozent der Stimmen erzielte die NPD im September
2006 bei der Wahl zum Landtag in Mecklenburg-Vorpom-
mern. 2009 gelang der sachsischen NPD mit 5,6 Prozent
und acht Mandaten der Wiedereinzug in den sachsischen
Landtag. Diese Wahlerfolge bestatigten die NPD in ihrem
Selbstbild als fuhrende Kraft innerhalb des rechtsextremisti-
schen Lagers. Innerhalb der Partei, die auch von diversen
Finanzskandalen gebeutelt wurde, fuhrten diese Erfolge zu
Richtungskampfen Uber die weitere politische Ausgestaltung
und zu Personalquerelen zwischen scheinbar gemafigteren
Kraften und dem eher militant - nationalsozialistisch geprag-
ten Flugel. Eine geplante Verschmelzung mit der rechtsextre-
men DVU wurde im Januar 2011 durch das Landgericht
Muanchen — mangels Urabstimmung durch die Mitglieder der
DVU — vorerst gestoppt. Urspringlich wollten die beiden
Parteien fusionieren und unter dem Dach der NPD bei den
sieben Landtagswahlen 2011 antreten.

2.2. Die NPD in Mecklenburg-Vorpommern

Nach der politischen Wende in der ehemaligen DDR expan-
dierte das rechtsextremistische Lager der alten Bundesrepu-
blik auch nach Ostdeutschland und versuchte hier aggressiv
Mitglieder zu rekrutieren.

Die NPD war Anfang der 90ziger Jahre des vergangenen
Jahrhunderts vornehmlich im Landesteil Mecklenburg aktiv.
Erst 1994 grindeten Mitglieder der Greifswalder Nationalso-
zialisten (GNS) mit dem KV Greifswald die erste Parteiglie-
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derung in Vorpommern. In den Folgejahren baute die NPD
ihre Organisationsstruktur landesweit aus. Es grindeten sich
weitere Kreisverbande. Besonders aktiv in der Umsetzung
der vom NPD-Bundesvorsitzenden Voigt ausgerufenen ,Drei
Saulen Strategie” waren die Kreisverbande Greifswald und
Stralsund.

Die beiden Kreisverbande organisierten Kinderfeste mit kosten-
losen Angeboten, betreuten Schulerinitiativen, halfen bei der
Erstellung von Schulerzeitungen und Ubten den Schulter-
schluss mit den freien Kameradschaften, wie bei einer Mahn-
wache im Jahr 2003 gegen die Wehrmachtsausstellung in
Peenemunde.

Nach internen Querelen und nicht zuletzt wegen des Partei-
verbotsverfahrens ging die Zahl der NPD-Mitglieder von etwa
350 in den 1990ziger Jahren auf 100 im Jahr 2004 zurlck.

Trotz der dunnen Personaldecke trat die NPD 2004 unter dem
neuen Landesvorsitzenden Stefan Koster zur Kommunalwahl
an. Durch den Wegfall der Funf-Prozent-Sperrklausel konnte
die rechtsextreme Partei - bis auf die Gemeinde Zussow -
insgesamt 10 Mandate in funf Gemeinden und drei Landkrei-
sen erringen. In Anklam erhielt die Partei mit 8,0 Prozent der
abgegebenen Stimmen eine besonders hohe Zustimmung.
Sie hatte damit Anspruch auf zwei Sitze in der Stadtvertretung.
Das zweite Mandat konnte aber nicht in Anspruch genommen
werden, da nur ein Kandidat zur Wahl aufgestellt war.
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Bei der Bundestagswahl 2005 verdreifachte die NPD ihr Er-
gebnis zur vorherigen Wahl und kam auf 3,5 Prozentpunkte.
Bedingt durch diese Entwicklung und befligelt durch den
Einzug der sachsischen NPD in den Dresdener Landtag,
offnete sich die rechtsextreme Partei den anderen im Land
agierenden rechtsextremen Gruppierungen und Sympathi-
santen. Der Verfassungsschutz schatzte das rechtsextreme
Personenpotential zum damaligen Zeitpunkt auf ca. 1.100.

Um kunftige Wahlchancen zu erh6hen kam es 2005 zum
strategischen Schulterschluss zwischen NPD und freien
Kameradschaften. In der Folge traten dann auch zahlreiche
Anhanger der militanten Neonaziszene - vornehmlich aus
Vorpommern - der NPD bei. Als Anfang Februar 2006 auf
dem Landesparteitag in Greifswald die Kandidaten zur Land-
tagswahl nominiert wurden, stammten fast die Halfte der
aufgestellten Kandidaten aus der militanten Neonaziszene.
Der Ueckermunder Kameradschaftsaktivist Tino Muller wurde
hinter dem ehemaligen Schmuck- und Uhrenhandler Udo Pas-
tors auf Platz 2 der Landesliste gewahlt. Muiller war Mitglied
der 2009 verbotenen Heimattreuen deutschen Jugend (HdJ)
und galt als Chef des Sozialen und Nationalen Bundnis Pom-
mern (SNBP), einer Art Dachorganisation der in Ostvorpom-
mern und Uecker-Randow aktiven Kameradschaften.

Wie schon bei der vorangegangenen Kommunalwahl ver-
zichtete die NPD auf ein Wahlprogramm. Nach Parteianga-
ben wurden 400.000 Euro in den Wahlkampf investiert und
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flachendeckend ganze Regionen mit rechtsextremistischer
Wahlpropaganda Ubersat.

Bei der Landtagswahl erreichte die rechtsextreme Partei
7,3 Prozent der Stimmen und zog mit sechs Abgeordneten in
den Landtag ein.

Wie in den Kommunalparlamenten fallt die NPD auch im
Landtag nicht durch Sacharbeit auf.

Wahrend die NPD-Abgeordneten in den Landtagsausschus-
sen allenfalls physisch anwesend sind, nutzen sie die Land-
tagssitzungen als Buhne fur gezielte Provokationen um sich,
nach entsprechenden Sanktionen, wie Ordnungsrufen

(Uber 400 in der Legislaturperiode) und Sitzungsaus-
schllssen, als Opfer der Systemparteien, wie die NPD die
demokratischen Parteien nennt, zu stilisieren.

Bei der Kommunalwahl im Juni 2009 standen in 34 Gemein-
den und neun Landkreisen NPD-Kandidaten auf den Wahl-
zetteln. Wieder ohne Wahlprogramm angetreten, konnten die
Rechtsextremen 34 Mandate in Gemeinden und 26 in Land-
kreisen erringen und somit inre kommunalpolitische Prasenz
flachendeckend erhdhen.

Hochste Prioritat fur die NPD haben in den nachsten Mo-
naten die Wahlen am 4. September 2011 zu den Parla-
menten der zukunftigen Grol3kreise, insbesondere aber
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der Wiedereinzug in den Schweriner Landtag.

Die NPD wird entschlossen den ,Platz als Anwalt der sozial
Schwachen” besetzen, wie es schon der sachsische Frak-
tionschef Holger Apfel 2006 verkindete und in Sachsen
erfolgreich praktizierte. Soziale Probleme werden mit einer
radikalen Kapitalismus-/Globalisierungskritik verknupft und
die fundamentale Ablehnung der freiheitlich demokratischen
Grundordnung begrindet.

Es ist davon auszugehen, dass die NPD auch in diesen
Wahlkéampfen die ,Vier Saulen“ Strategie anwendet. Die Par-
tei hat ihren Wahlkampf langfristig angelegt. Im Sommer wur-
den landesweit mehrere Kinderfeste und eine Demonstration
unter dem Motto ,Gegen kinderfeindliche Bonzen - fur eine
lebenswerte Zukunft in unserer Heimat - Freiheit statt BRD*
durchgefuhrt. Daneben fahrt die Partei eine populistische
Kampagne mit der sie auf die Entlassung von Straftatern
reagiert und bei Mahnwachen und Demonstrationen die , To-
desstrafe fur Kinderschander® und entsprechend des NPD-
Programms eine Volksabstimmung Uber die Einfuhrung der
Todesstrafe generell fordert.

Bereits im Juli 2010 wurde der Wahlkampf wahrend der Uek-
kermunder Hafftage durch Propagandaaktionen eroffnet.

Im November 2010 - zehn Monate vor der Landtagswahl -
hat die NPD auf einem konspirativ organisierten Parteitag
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an geheimen Ort ihre ausschliel3lich mit mannlichen Kandi-
daten besetzte Landesliste beschlossen.

3. Das NPD-Programm

Die NPD ist, selbst wenn sie sich an demokratischen Wahlen
beteiligen kann und in Parlamenten vertreten ist, keine de-
mokratische Partei. Das 2010 auf dem Bamberger Parteitag
beschlossene Parteiprogramm belegt die Weltanschauung
der NPD. Danach wird das Grundgesetz abgelehnt und ein
volkischer, autoritarer Zentralstaat angestrebt.

Die Wurde des Menschen als soziales Wesen

verwirklicht sich vor allem in der Volksgemeinschaft.

Erst die Volksgemeinschaft garantiert die personliche Frei-
heit; diese endet dort, wo die Gemeinschaft Schaden
nimmt.

,Die Wiurde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten
und zu schutzen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.”,
lautet Artikel 1 des Grundgesetzes. Diese Verfassungsnorm
ist das hochste, absolut geltende Grundrecht, welches auch
durch andere Grundrechte nicht eingeschrankt werden kann.
Der Mensch bezieht seine Wirde aus sich selbst, aus sei-
nem Menschsein und ist, unabhangig von seiner ethnischen
Herkunft oder sonstigen Bedingungen von Geburt an mit
unveraulderlichen, unteilbaren Rechten ausgestattet. Er ist
nicht nur ein Objekt, welches dem Staat oder einer Mehrheit
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ausgeliefert ist. Jeder Einzelne kann sich gegen staatliche
Willkar und Grundrechtseingriffe wehren. Die NPD degra-
diert den Menschen zu einem reinen Objekt, dessen Wurde
genetisch vorbestimmt ist und von der Zugeharigkeit zur
,Volksgemeinschaft® abhangt. ,Recht ist, was dem deutschen
Volke nutzt®, war schon einer der Leitsatze der national-
sozialistischen Justiz.

Die Nationaldemokratische Partei Deutschlands ist die sozi-
ale Heimatpartei der Deutschen, bekennt sich zu einem le-
bensrichtigen Menschenbild und setzt sich

deshalb konsequent fur nationale Identitat, nationale Souve-
ranitat und nationale Solidaritat als Lebensgrundlagen unse-
res Volkes ein.

Mit den Formulierungen eines ,lebensrichtigen Menschen-
bildes® und der ,nationalen Identitat” bewegt sich die NPD

in der rassistischen Tradition des Nationalsozialismus. Nach
der Theorie der Parteistrategen leiten sich die Wirde und
Rechte der Menschen allein aus ihrer ethnischen Herkunft
ab. Die Gene bestimmen Wert und Charakter des Menschen
und des Volkes. Zudem wirde das Zusammenleben von
,Deutsche(n) und Nichtdeutsche(n)“ diese von der ,natio-
nalen Gemeinschaftsordnung entfremden®. Deshalb darf es
,fur Fremde in Deutschland kein Bleiberecht geben, sondern
nur eine Ruckkehrpflicht in ihre Heimat®. Dieses rassistische
Weltbild, welches von der Ungleichwertigkeit der Menschen
ausgeht, bildet das Fundament der NPD-Programmatik.
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Oberstes Prinzip der NPD-Politik muss die ,Erhaltung der
deutschen Volkssubstanz® sein.

Die Familie — als Tragerin des biologischen Erbes — ist die
Keimzelle des Volkes.

Denn nur in der ,Geborgenheit der Familie konnen charak-
terstarke, gemeinschaftsfahige, gesunde und leistungsstarke
Kinder heranwachsen®.

Mit familienpolitischen MaRnahmen des Staates, sind des-
halb auch ,ausschlieRlich deutsche Familien zu fordern®.
Familienpolitik also nur fur diejenigen, die wegen ihrer biolo-
gischen Herkunft dem Rasse — und Volkserhalt dienen.

Im Parteiprogramm lehnt die NPD die Grundsatze des Vol-
kerrechts, insbesondere die Unantastbarkeit der Grenzen zu
den osteuropaischen Nachbarn ab und propagiert ein Grof3-
deutschland in den Grenzen von 1937.

... fordern wir eine Politik zur Wiedervereinigung
Deutschlands innerhalb seiner geschichtlich
gewachsenen Grenzen.

Das Parteiprogramm offenbart, die NPD ist eine rassistische,

fremdenfeindliche und revanchistische Partei in der Tradition
der NSDAP und des Dritten Reiches.
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4. Wortergreifungsstrategie

Um aulierhalb der eigenen rechtsextremistischen Klientel
wahrgenommen zu werden, propagiert die NPD die soge-
nannte ,Wortergreifungsstrategie“. Offentliche Veranstaltun-
gen des politischen Gegners werden bewusst aufgesucht.

Wir fordern alle unsere Mitglieder auf, sich an den 6rtlichen
Veranstaltungen zu beteiligen, zu informieren und bei gege-
benem Anlass das Wort zu ergreifen. Das hat in den letzten
Jahren mit zu unserem Erfolg beigetragen. Darum weiter so
und nicht nachlassen. (Andreas Theil3en, NPD Kreisverband
Westmecklenburg, Homepage NPD Landesverband MV)

Im August 2006 lud eine Abspaltung der Bulrgerinitiative
Braunkohle Nein! die Kandidaten zur Landtagswahl zu einer
Podiumsdiskussion. Das Thema Braunkohleabbau beschaf-
tigte die ganze Region und lockte etwa 150 Teilnehmer in die
Lubtheener Sporthalle. Die Vertreter aller Gruppierungen spra-
chen sich gegen den Braunkohletagebau aus. Damit hatte die
Veranstaltung beendet sein kdnnen. Ein Herr, der als Tourist
zufallig von der Veranstaltung erfahren haben wollte, stellte dem
Podium unter anderem Fragen zum Bergbau in Mexiko. Bis auf
den NPD-Spitzenkandidaten Pastors konnte niemand auf die
spezifischen Fragen kompetent antworten. Bei dem vermeintli-
chen Touristen handelte es sich um Peter Naumann, ein wegen
Terroranschlagen verurteilter ehemaliger Mitarbeiter der sachsi-
schen NPD-Fraktion. Neben Naumann befanden sich etwa 30
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weitere NPD-Kader im Saal.

Zur Interkulturellen Woche Ende September 2010 las die Au-
torin Andrea Ropke aus ihrem Buch ,Neonazis in Nadelstrei-
fen - Die NPD auf dem Weg in die Mitte der Gesellschaft® in
Stralsund. Der NPD-Kreisvorsitzende Dirk Arendt und andere
NPD-Anhanger waren bei dieser Veranstaltung zugegen.

Auf die Aufforderung den Saal zu verlassen, reagierte Arendt
nach Angaben auf der Homepage des Landesverbandes:
»<Auch Nationalisten haben das Recht an dieser Veranstal-
tung teilzunehmen. Wenn schon Uber uns berichtet und gere-
det wird.”

Die beiden Beispiele zeigen, dass Rechtsextremisten nicht
an einer argumentativen Debatte mit Demokraten gelegen
ist. Ziel der Wortergreifungsstrategie ist kein ehrlicher, ernst-
hafter Dialog. Rechtsextremisten geht es ausschliellich dar-
um, die Veranstaltungen fur ihre Propaganda zu missbrau-
chen, die Diskussion in eine von ihnen bestimmte Richtung
zu lenken, Themen zu setzen und die Gesprachshoheit zu
erlangen.

»In der direkten Konfrontation mit dem Gegner soll dieser
nicht mehr in der Lage sein Uber Nationalisten, sondern nur
noch mit ihnen zu diskutieren.” PM ,Jungen Nationaldemo-
kraten“ (JN) 2006
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5. Gegenstrategien
5.1. Vor Versammlungen

Ein weitgehend storungsfreier Ablauf von Veranstaltungen
lasst sich durch eine gezielte, gewissenhafte Vorbereitung
sicherstellen.

* Benennen Sie klar Ziel und Zielgruppe der Veranstaltung

* Schliel3en Sie bereits zwingend in der Einladung
(Pressemitteilungen, Flyer, Plakate, Briefe)
Rechtsextreme von der Veranstaltung aus

Formulierungsvorschlag:

Die Veranstaltenden behalten sich vor, von ihnrem Hausrecht
Gebrauch zu machen und Personen, die rechtsextremisti-
schen Parteien oder Organisationen angehdren, der rechts-
extremistischen Szene zuzuordnen sind oder bereits in der
Vergangenheit durch rassistische, nationalsozialistische, anti-
semitische oder sonstige menschenverachtende AulRerungen
in Erscheinung getreten sind, den Zutritt zur Veranstaltung zu
verwehren oder von dieser auszuschlie3en.

* Vereinbaren Sie mit der Polizei eine Sicherheitspartner-
schaft und besprechen Strategien gegen die Einflussnahme
und Stoérung durch Rechtsextremisten

* Organisieren Sie immer einen Ordnungsdienst oder lassen
die Veranstaltung durch die Polizei sichern
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 Veranlassen Sie eine Einlasskontrollen

» Sorgen Sie fur eine klare Aufgabenverteilung unter den
Veranstaltenden (Moderator, Ordnungsdienst, Versamm
lungsleitung) bei eventuellen Storungen

5.2. Wahrend der Veranstaltung

» Engagieren sie einen souveranen Moderator

+ Stellen Sie klare Diskussionsregeln zur Unterbindung
vondiskriminierenden AuRerungen auf

 Behalten Sie die Kontrolle Uber das Mikrofon

* Sollten doch Rechtsextremisten an der Veranstaltung
teilnehmen, lassen Sie diese durch den Ordnungsdienst/
Polizei entfernen

Rechtsgrundlage fur den Ausschluss von Personen auf Ver-
anstaltungen in geschlossenen Raumen ist das Versamm-
lungsgesetz (VersG).

§ 6 VersG erlaubt es bereits in der Einladung und der Ankun-
digung von Veranstaltungen, die Teilnahme von bestimmten
Personen auszuschlieRen.

Teilnehmer von Veranstaltungen kdnnen gem. § 11 VersG

durch die Veranstaltungsleitung ausgeschlossen werden,
wenn sie den Ablauf ,erheblich storen®.
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5.3. Am Wahlkampfstand

In der Vergangenheit haben Rechtsextremisten auch die

Wahlkampfstande der demokratischen Parteien aufgesucht

und versucht den Wahlkampf zu stéren und die Wahlkamp-

fenden und Besucher zu verunsichern und einzuschuchtern.

Dies geschieht durch eine massive Prasenz, das Fotografie-

ren, Filmen und durch verbale Provokationen.

« Stellen Sie sicher, dass jeder Wahlstand mit mindestens
zwei Personen besetzt ist

* Organisieren Sie ggf. einen Ordnungsdienst oder gehen
eine Sicherheitspartnerschaft mit der Polizei ein

* Bleiben Sie bei Konfrontationen authentisch, lassen Sie
sich nicht provozieren, bleiben Sie in Diskussionen ruhig
und sachlich

» FUhren Sie Gesprache offensiv und behalten die
Gesprachsfuhrung

» Bei diskriminierenden AuRerungen brechen Sie das
Gesprach ab

5.4. Umgang im Parlament

Der Einzug der NPD in die verschiedenen Parlamente hat
gezeigt, dass den Vertretern der rechtsextremen Partei mehr
an der Provokation als an einer Sacharbeit gelegen ist. Die
Arbeit in den Parlamenten wird entsprechend der Strategie
des ,Kampf um die Parlamente” als Maske benutzt um hinter
scheinbar burgernahen Antragen und Initiativen ihre demo-
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kratiefeindliche Gesinnung zu verschleiern. Dabei versucht
sie sich mit dem Nimbus des Kimmerers und einzig wahren
Interessenvertreters der Wahlerinnen und Wahler vor Ort zu
umgeben.

Die Parlamentsarbeit soll lediglich der weiteren Veranke-
rung der rechtsextremen Partei in der Mehrheitsgesellschaft
dienen. Dabei erhoffen sich die Strategen einen Vorteil bei
kunftigen Wahlen um dann das demokratische System zu
unterminieren und letztlich zu beseitigen.

Ein Beispiel fur eine effektive Auseinandersetzung mit dem
Rechtsextremismus in einem Parlament bietet der Schweri-
ner Landtag. Dessen Vorgehen Iasst sich auch auf die
Kommunalparlamente Ubertragen:

+ Verstandigen Sie sich mit den demokratischen Parteien und
Gruppierungen uber einen Umgang mit den NPD-Abgeord
neten und deren Parlamentsarbeit

* Distanzieren Sie sich in einer gemeinsamen Erklarung der
Demokraten von den Zielen der NPD und schlie3en eine
Zusammenarbeit kategorisch aus

* Informieren Sie sich im Vorfeld Uber die Strategien und
Ziele der NPD

* Treten sie dem Kimmer-Image der NPD aktiv entgegen.
Identifizieren und thematisieren Sie mdglichst frihzeitig
lokale Problemfelder

* Entlarven Sie den ideologischen Hintergrund der
NPD-Antrage

18



» Stimmen Sie niemals NPD-Antragen zu. Kommunizieren
Sie offentlich und offensiv, warum Sie diesen nicht
zustimmen

 Lassen Sie nur eine Vertreterin oder Vertreter der
demokratischen Gruppierungen auf NPD-Antrage erwidern

Der Rechtsextremismus stellt auch kunftig eine Herausfor-
derung fur alle demokratischen Krafte in Mecklenburg-Vor-
pommern dar. Neben einer transparenten und blrgernahen
Politikgestaltung sollten die demokratischen Krafte, bei aller
programmatischen Unterschiedlichkeit, gemeinsam und ent-
schlossen gegen jegliche Form von Diskriminierung, Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit vorgehen und dem Rechtsex-
tremismus entgegentreten.
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6. Stimmen der NPD

»Wir von der NPD sind stolz darauf, dass wir alljahrlich in
den deutschen Verfassungsschutzberichten stehen und als
vermeintlich verfassungsfeindlich gegenuber diesem System
stehen. Jawohl, wir sind verfassungsfeindlich, wenn es dar-
um geht, dieses System zu bekampfen.*

Holger Apfel, NPD-Fraktionsvorsitzender Sachsen, ,Bundes-
wahlkongress® Passau 1998

,Die Nomenklatur der Demokratur der BRD verdient am Tag
der Abrechnung keine Gnade.“ Udo Pastors, NPD-Fraktions-
vorsitzender MV, Anklam 2010

,Bundeln wir unsere Kraft, um diese morsche BRDDDR end-
lich zu Uberwinden!®. Udo Pastors, NPD-Fraktionsvorsitzen-
der, Homepage des NPD-Landesverbandes MV, Juli 2009

~Wir spal’en nicht, meine Herrschaften der verblichenen
Roten Brigaden dort oben, die sich jetzt mit dem Trikot einer
CDU und SPD schmucken!” Udo Pastors, NPD-Fraktionsvor-
sitzender MV, Gustrow 2008, bnr

,und wenn wir zur Macht gelangen, besteht darin auch die
Verpflichtung, die einer gerechten Strafe zuzufuhren, die Ver-
antwortung tragen!“ Udo Pastors, NPD-Fraktionsvorsitzender
MV, Rathenow 2007 Internetportal: endstation- rechts.de
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.Er (A. Hitler)ist ja ein Phanomen gewesen dieser Mann, mi-
litarisch, sozial, 6konomisch - er hat ja wahnsinnige Pflocke
eingerammt auf fast allen Gebieten.“ Udo Pastors, NPD-
Fraktionsvorsitzender MV, ARD 2006

»innerhalb des Systems gibt es keine Hoffnung auf Erneue-
rung. Erst die rucksichtslose und restlose Beseitigung des
korrupten liberal-kapitalistischen Systems kann den Weg
freimachen...Verrat ist ein Delikt, dass niemals verjahrt. Auch
in 20 oder 30 Jahren werden wir uns noch an die Namen der
Ausgestiegenen erinnern. Einige Ausstiegskandidaten leben
ja in dem Glauben, durch das Herstellen von Offentlichkeit
sich reinwaschen zu mussen, um dadurch eine Sicherheits-
garantie zu erlangen. Sicher, dies mag fur einige Zeit gut
gehen, vielleicht auch fur Jahre. ...Ob sie aber auch damit
leben konnen, wird die Zukunft zeigen...“ Winfried Petzold,
Ehrenvorsitzender NPD-Sachsen und MdL, Neujahrsanspra-
che MeilRen 2006, Homepage NPD Sachsen

,ich glaube, dass wir sehr viele krankhafte Keime in unserem
Staatswesen haben. Wenn du Wundbrand kriegst und noch
irgendwie Kraft hast, dann nimm dir ein Beil und hau dir das
faule Bein ab. Weg damit! Udo Pastors, NPD-Fraktionsvorsit-
zender MV, ,Stern® 37/ 2006

»ich bin kein grol3er Anhanger dieser Form des Parlamenta-
rismus. Aber das macht man so, dass man da reingeht und
provoziert mit Prazision. Dann werden Sie sehen, wie diese
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ganzen Viren, diese Parasiten, wach werden, dann sehen
die, dass die Axt kommt, dass man das bis aufs Gesunde
heraus seziert. Das ist die Aufgabe eines nationalen Men-
schen.” Udo Pastdrs, NPD-Fraktionsvorsitzender MV, Stern
2006

... dann wird es dereinst einen Sternmarsch nach Berlin
geben, und da wird uns keiner dieser Hochverrater mehr
entkommen. Da wird jede Ausfallstralle gesperrt sein. Barri-
kaden werden stehen. Dann ist Deutschland wieder erwacht.
... Wenn es zu korperlichen Auseinandersetzungen kommen
sollte mit diesem linksfaschistischen Pdbel da vorne, dann
weild ich, dass diese uber 200 deutschen Manner und Frau-
en wie eine Front stehen und in diesen Kampf gehen wie in
einen Gottesdienst.“ Neonazi Dieter Riefling Hannover 2004
BMI Verfassungschutzbericht

»--- Wenn wir selbst mutig sind und wenn wir selbst bereit
sind, alles einzusetzen, um das zu beenden, was uns ver-
nichten will und wenn wir selbst dabei Nachteile in Kauf neh-
men mussen. Ja, selbst wenn wir daran zu Grunde gehen,
muss der Versuch gewagt werden ... In diesem Sinne, rufe
ich euch alle auf. Wehrt Euch!“ Udo Pastors, NPD-Fraktions-
vorsitzender MV, Halbe 2007
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7. Ansprechpartner und Informationen

7.1. Beratung

Die Regionalzentren fur Demokratie und Toleranz beraten
Schulen, Vereine und Kommunen zum Thema Rechtsextre-
mismus und bieten Fortbildungen und Projektentwicklungen
zur demokratischen Bildung an.

RAA - Regionalzentrum fur demokratische Kultur
Westmecklenburg

Alexandrinenplatz 7 - 19288 Ludwigslust

Tel.: 03874 570220

Fax: 03874 5702213

Mail: westmecklenburg@raa-mv.de

Internet: www.demokratie-mv.de

RAA - Regionalzentrum fur demokratische Kultur
Sudvorpommern

Steinstr. 10 - 17389 Anklam

Tel.: 03971 24492

Fax: 03971 2449218

Mail: suedvorpommern@raa-mv.de

Internet: www.demokratie-mv.de
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Evangelische Akademie Mecklenburg-Vorpommern
Regionalzentrum fur demokratische Kultur

Bad Doberan Gustrow Rostock
Konrad-Zuse-Str.1a

18184 Roggentin

Tel.: 0381 4031762

Mobil: 0172 6030618

Fax: 0381 4031764

Mail: baddoberan@regionalzentren-eamv.de
Internet: www. regionalzentren-eamv.de

Evangelische Akademie Mecklenburg-Vorpommern
Regionalzentrum fur demokratische Kultur
Nordvorpommern Rugen Stralsund
Carl-Heydemann-Ring 55

18437 Stralsund

Tel.: 03831 282584

Mobil: 0176 24887462

Fax: 03831 285373

Mail: stralsund@regionalzentren-eamv.de

Internet: www.regionalzentren-eamv.de
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Regionalzentrum fur demokratische Kultur
Mecklenburgische Seenplatte

(Demmin, Muritz, Mecklenburg-Strelitz, Neubrandenburg)
Friedrich-Engels-Ring 48

17033 Neubrandenburg

Tel.: 0395 5638877

Fax: 0395 5553293

Mail: info@cjd-rz.de

Internet: www.cjd-rz.de
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7.2. Opferberatung

LOBBI Ost

Landesweite Opferberatung, Beistand und Information fur
Betroffenen rechter Gewalt in MV

Tilly-Schanzen-Str. 2

17033 Neubrandenburg

Tel.: 0395 4550718

Mobil: 0160 8442189

Fax: 0395.4550720

Mail: ost@lobbi-mv.de

Internet: www.lobbi-mv.de

LOBBI West

Landesweite Opferberatung, Beistand und Information fur
Betroffenen rechter Gewalt in MV

Hermannstr. 35

18055 Rostock

Tel.: 0381 2009377

Mobil: 0170 5282997

Fax: 0381 2009378

Mail: west@lobbi-mv.de

Internet: www.lobbi-mv.de
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7.3. Internet

www.npd-blog.info

www.mut-gegen-rechte-gewalt.de

www.netz-gegen-nazis.de

www.bpb.de/rechtsextremismus

www.wir-erfolg-braucht-vielfalt.de

www.mv-demokratie.de

www.bnr.de

www.endstation-rechts.de

/www.verfassungsschutz-mv.de
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7.4. Literaturhinweise (Auswahl)

Die NPD im Kommunalwahlkampf 2009 in Mecklenburg-
Vorpommern. Joanna Bars u.a. Greifswald 2010
Download:
www.hubertus-buchstein.de/bars-et-al2010.pdf

Stadt-Land-Rechts. Brauner Alltag in der deutschen Provinz.
Friedrich Burschel (Hg.), Texte der Rosa Luxemburg Stiftung
Band 63, Berlin 2010

Provokation als Prinzip. Die NPD im Landtag von
Mecklenburg-Vorpommern. Mathias Brodkorb u.a.(Hg.),
Schwerin 2008

Rechtsextremismus in Ostdeutschland. Demokratie und
Rechtsextremismus im landlichen Raum.

Hubertus Buchstein, Gudrun Heinrich (Hg.),
Schwalbach 2010

Argumente am Stammtisch. Erfolgreich gegen Parolen,
Palaver, Populismus. Klaus Peter Hufer,

Schwalbach 2006

Moderne Nazis. Die neuen Rechten und der Aufstieg der
NPD. Toralf Staudt, Kéln 2005
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Das Buch gegen Nazis. Holger Kulik u.a., Bundeszentrale
fur Politische Bildung Schriftenreihe Bd. 1013 2009

NPD. Geschichte und Gegenwart einer rechtsextremen
Partei. Martin Schirdewand, Berlin 2007

Download:
http://die-linke.de/fileadmin/download/bildungsmateri-
al/080103_npd-broschuere.pdf

Rechtsextremismus in Deutschland. Analysen, Erfahrungen,
Gegenstrategien. Horst Helas, Dagmar Rubisch (Hg.),
Rosa Luxemburg Stiftung Berlin 2006

Die Mitte in der Krise. Rechtsextreme Einstellungen in
Deutschland. Oliver Decker u.a. (Hg.),

Friedrich Ebert Stiftung 2010

Download:

http://library.fes.de/pdf-files/do/07504.pdf

Es wachst nicht einfach Gras dariber. Rechtsextremismus
im landlichen Raumen. Bund der Deutschen Landjugend
(Hg.), Berlin 2009

Kein Platz fur Rechtsextremisten in Kommunalparlamenten.
Anregungen fur Kommunalpolitiker bei der Auseinanderset-
zung mit Rechtsextremisten im Kommunalwahlkampf.
Hubertus Buchstein (Hg.), Greifswald 2009
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Gemeinsam handeln. Fur Demokratie in unserem Gemein-
wesen. Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Rechts-
extremisten im landlichen Raum. Akad. fur Sozialpadagogik
und Sozialarbeit (Hg.), Halle (Saale) 2010

Download:
www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2010/12/handrei-
chung_gemeinsam_handeln.pdf

Argumente der Rechtsextremen - Fragen und Antworten.
Dokumentation einer Veranstaltung vom 25. April 2006.
Markus Birzer (Hg.), Schwerin 2006

Bestellung:

www.landtag-mv.de/site/3_123_141/141.html

Klickt's? Geh Nazis nicht in Netz!. Hessische Landeszentrale
fur politische Bildung, Wiesbaden 2009.

Download:

www.jugendschutz.net/pdf/Klickts.pdf

Demokratie braucht Qualitat! Beispiele guter Praxis und
Handlungsempfehlungen fur erfolgreiches Engagement
gegen Rechtsextremismus. Roland Roth, Berlin 2010
Download:

http://library.fes.de/pdf-files/do/07303.pdf
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Rechts oben. Vorpommern als Modellregion der extremen
Rechten.

Regionale Arbeitsstelle fur Bildung, Integration und Demokra-
tie Mecklenburg-Vorpommern e.V. (Hg.), Waren 2007
Bestellung:
www.raa-mv.de/cms/index.php?SESS_ID=1fa68de4bdf6659
51f47c61400d42a93&s_id=33

Wir stehen in der Verantwortung. Eine Handreichung zu De-
mokratie und Rechtsextremismus, Ev.-Lutherische Landes-
kirche Mecklenburgs (Hg.), Schwerin 2009

Streiten mit Neonazis?

Zum Umgang mit 6ffentlichen Auftritten von Rechtsextremi-
sten. Miteinander — Netzwerk fir Demokratie und
Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt e.V. / Arbeitsstelle
Rechtsextremismus (Hg.), Magdeburg 2008

Download:

www.miteinander-ev.de/index.php?page=73

Argumente. Eine Entgegnung auf Schulungsmaterial der
NPD. Miteinander — Netzwerk fur Demokratie und
Weltoffenheit in Sachsen-Anhalt e.V. / Arbeitsstelle
Rechtsextremismus (Hg.), Magdeburg 2009

Download:

www.miteinander-ev.de/index.php?page=73
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Rechtsextremistische Subkulturen, Innenministerium M-V
(Hg.), Schwerin 2008

Download:
www.verfassungsschutz-mv.de/cms2/Verfassungsschutz_
prod/Verfassungsschutz/content_downloads/Broschueren/
broschuere rechtsextremistische subkulturen_stand
juni_2008.pdf

Argumente gegen die soziale Demagogie von Rechtsextre-
men. Der braunen Propaganda entgegentreten.

IG Metall-Vorstand (Hg.),

Frankfurt am Main 2007

Download:
www.dgb-bildungswerk-hessen.de/cms/upload/publikationen/
rattenfaenger/der_braunen_propaganda_entgegentreten.pdf
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Werde Mitglied im kommunalpolitischen forum!

Ich mdchte Mitglied des
,kommunalpolitschen forum Land Mecklenburg-Vorpommern e. V. werden.

Vorname und Name

Strafle und Hausnummer

PLZ und Ort

Emailadresse

Telefonnummer

Landkreis

Satzung und Beitragsordnung erkenne ich an.
Der Jahresbeitrag betragt 25,20 €.

[ Ich erteile eine Einzugsermdchtigung
halbjahrlich/jahrlich an das
kommunalpolitische forum-Land M-V e.V.

Kreditinstitut

BLZ

Kontonummer

Ort, Datum

Unterschrift

Kopiervorlage



Ausziige aus der Satzung des gemeinniitzigen Vereins
skommunalpolitisches forum - Land Mecklenburg - Vorpommern* eV.

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschaftsjahr

(1) Der Verein tragt den Namen “kommunalpolitisches forum - Land Mecklenburg-Vorpommern” e.V.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Schwerin.

(3) Erist in das Vereinsregister des Amtsgerichtes Schwerin unter der laufenden Nummer VR 486 eingetragen.
(4) Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Vereinszweck

(1) Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzige Zwecke im Sinne des Abschnitts “Steuer-
begiinstigte Zwecke” der Abgabenordnung 1977 (§ 51 ff. AO) in der jeweils giiltigen Fassung.

(2) Zweck des Vereins ist die Forderung der politischen Bildung, die den sozialen und kulturellen der Biirger und
Biirgerinnen sowie der Bewahrung der natiirlichen Lebensbedingungen verpflichtet ist und die demokratische
Beteiligung der Biirger und Biirgerinnen an den 6ffentlichen Angelegenheiten der Kommunen und in den Land-
kreisen als unverzichtbar erachtet.

(3) Zur Entwicklung dieses Satzungszwecks wird der Verein in freiwilliger, sachbezogener Zusammenarbeit
Bildungs- und Qualifizierungsveranstaltungen verschiedener Art organisieren, kommunale Programme unter-
stlitzen, begutachten und publik machen, Publikationen und Bildungsmaterialien herausgeben, den Erfahrungs-
austausch zwischen Abgeordneten, Kommunalpolitikern und kommunalpolitisch Interessierten fordern,
Arbeitsbeziehungen zu anderen Trdgern politischer Bildung, wissenschaftlichen Einrichtungen, staatlichen Ins-
titutionen und Fachverlagen, anderen kommunalpolitischen Vereinigungen sowie zu den kommunalen Spitzen-
verbinden herstellen. Uber Presse, Funk und Fernsehen sowie eigene Publikationen wird die Arbeit des Vereins
offentlich gemacht und tiber Erkenntnisse aus der Vereinstatigkeit informiert.

§ 3 Selbstlosigkeit

(1) Der Verein ist gemeinnlitzig tatig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Seine Bildungs-
angebote stehen allen interessierten Biirgerinnen und Biirgern offen und sind allgemein zugéanglich.

(2) Das Vermdgen und die Mittel des Vereins diirfen nur fiir die satzungsmaigen Zwecke verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins.

(3) Die Mitglieder diirfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflésung bzw. Aufhebung des Vereins keine Anteile
aus dem Vereinsvermogen erhalten.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhiltnisméaBig
hohe Vergiitungen begiinstigt werden.

(5) Beschliisse uiber Satzungsanderungen, die die Zwecke und Aufgaben des Vereins gemé&B § 2 betreffen, sind
vor dem Inkrafttreten dem zustandigen Finanzamt zwecks Bestdtigung vorzulegen.

§ 4 Mitgliedschaft

(1) Mitglieder des Vereins kdnnen natiirliche Personen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, und juristische
Personen werden, die seine Ziele unterstitzen.

(2) Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. Uber den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand.

(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod.

(4) Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erkldrung gegeniiber dem Vorstand.

(5) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins groblich verstoen hat oder, trotz Mahnung,
mit dem Beitrag fiir sechs Monate im Riickstand ist, so kann es durch den Vorstand mit sofortiger Wirkung
ausgeschlossen werden. Dem Mitglied muss vor Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. Stel-
lungnahme gegeben werden. Gegen den AusschlieBungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von zwei Wochen,
nach Mitteilung tiber den Ausschluss, Einspruch beim Vorstand eingelegt werden. Die ndchste Mitgliederver-
sammlung entscheidet dariiber.



~TTE=

kommunalpoliiisches forum
Mecklenburg-Vorpommern e.V.

Geschaftsstelle
19053 Schwerin, Martinstrafie 1/1a

Telefon: 0385 7851526
Fax:0385 77193
www.kf-mv.de
info@kf-mv.de




	Außenteil lese
	Innenteil lese

